
1. Art der baulichen Nutzung 
§ 9 (1) Nr. 1 BauGB und §§ 1 – 11 BauNVO 

  
1.1 Im Urbanen Gebiet MU sind die gemäß § 6a (3) aufgeführten Nutzungen nicht zuläs-

sig. 
  
2. Maß der baulichen Nutzung 

§ 9 (1) Nr. 1 BauGB und §§ 16 - 20 BauNVO 
  
2.1 Im Geltungsbereich werden die maximal zulässigen Gebäudehöhen / Attikahöhen 

durch Eintragungen in den Plan als NN Höhen festgesetzt. Technikaufbauten sind 
auf max. 30 % der Dachfläche bis zu einer max. Höhe von 3,00 m über Attika zuläs-
sig. Sie sind um mind. 1,50 m von der Dachkante zurückzuversetzen und mit ge-
schlossenen Wandpaneelen oder Metalllamellen einzuhausen, wenn sie eine Höhe 
von 1,50 m überschreiten. 

  
2.2 Ebenerdige, nicht überdachte Stellplätze sind so herzustellen, dass Regenwasser 

versickern kann, z. B. in Form von breitfugigem Pflaster, Rasengittersteinen oder 
Schotterrasen, sofern keine wasserrechtlichen Belange entgegenstehen. 

  
3. Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Bin-

dungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Anpflanzungen  
§ 9 (1) Nr. 25 und (4) BauGB in Verbindung mit § 91 (1) Nr. 5 HBO BauGB 

  
3.1 Schutz und Erhalt von Einzelbäumen 
 Die im Plan gekennzeichneten Bäume sind zu erhalten, sach- und fachgerecht zu 

pflegen und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Während der Bauarbeiten sind 
geeignete Schutzmaßnahmen gemäß DIN 18920 zu ergreifen. Soweit bei den Bau-
maßnahmen Trauf- und Wurzelbereiche betroffen sind, ist eine qualifizierte, dendro-
logische Baubegleitung erforderlich. 

  
3.2 Erhalt der Baumgruppe 
 Die flächig festgesetzte zu erhaltende Baumgruppe ist vor und während der Bau-

maßnahme durch geeignete Schutzmaßnahmen gemäß DIN 18920 zu sichern. Er-
schließungswege sind außerhalb von Trauf- und Wurzelbereichen anzulegen. 

  
3.3 Anzupflanzende Bäume 
 Die neu anzupflanzenden Bäume sind in einem angemessenen Standraum von 

10 m², bei einer Mindestbeetbreite von 2,50 m zu pflanzen, langfristig zu sichern und 
dauerhaft zu erhalten. Sofern kein Pflanzbeet von 10 m² je Baum zur Verfügung steht 
ist ein Wurzelkammersystem einzubringen. Die Standorte dürfen im erforderlichen 
Maß verschoben werden. 

  
3.4 Befestigte Grundstücksfläche 
 Die befestigte Grundstücksfläche beschränkt sich auf die im Vorhaben- und Er-

schließungsplan Anlage 1 Freiflächenplan / Schnitt C-C dargestellten Flächen. Die 
sonstigen Grundstücksfreiflächen sind grünordnerisch anzulegen und zu unterhalten. 

  
  4. Maßnahmen zum Artenschutz  

(§ 9 Abs. 1a und Abs. 1 Nr. 20 BauGB i. V. m. § 44 BNatSchG 
  
4.1 Lichtimmissionen 
 Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen lichtempfindlicher Fledermäuse und nacht-

aktiver Insektenarten sind für Außen- und Straßenbeleuchtung ausschließlich LED-
Leuchten mit optimierter Lichtlenkung in voll abgeschirmter Ausführung und mit gelb-
lichem Farbspektrum bis max. 2.500 Kelvin einzusetzen. Auf einen geringen Blau-
lichtanteil im Farbspektrum ist zu achten. 

  
4.2 Vermeidungsmaßnahme zum Schutz der Vögel und Fledermäuse 
 Um die Auslösung der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG „Tö-

tungsverbot“ und nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG „Schutz der Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten“ für die nach BNatSchG geschützten Arten zu vermeiden, wird grund-
sätzlich empfohlen, Umbau-, Sanierungs- und Abrissarbeiten am oberirdischen Ge-
bäudebestand möglichst in der Zeit außerhalb der Hauptbrutphase sowie der Aktivi-
tätsphase von Fledermäusen vom 1. Oktober bis 28. Februar durchzuführen. 
Bei Beginn der Sanierungs- und Umbauarbeiten zwischen dem 1. März und dem 30. 
September ist zur Vermeidung der Auslösung der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 
1 Nr. 1 BNatSchG „Tötungsverbot“ und nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG „Schutz 
der Fortpflanzungs- und Ruhestätten“ eine ökologische Baubegleitung erforderlich. 
Details sind im Umweltsteckbrief unter Ziffer 7 festgelegt. 
 

  
4.3 Ausgleichs- bzw. CEF-Maßnahmen zum Schutz der Vögel und Fledermäuse 
 Für die durch Gehölzentnahmen sowie Sanierung, Umbau oder Abriss des Gebäu-

debestandes wegfallenden potenziellen Nistplatz- und auch Quartiermöglichkeiten für 
spaltenbewohnende Fledermausarten ist Ersatz zu schaffen. Die Ersatzmöglichkei-
ten sollten zeitnah und spätestens in der kommenden Brutsaison nach dem Umbau – 
ab 1. März – wieder zur Verfügung stehen. Ist die Sanierung bis dahin noch nicht 
abgeschlossen, sind die Nist- und Quartiermöglichkeiten bis dahin an einem vom 
Umbau nicht betroffenen Gebäudeteil im Rahmen einer zeitlich vorgezogenen Aus-
gleichsmaßnahme (CEF-Maßnahme) dauerhaft anzubringen, um in der Sanierungs-
zeit Brutplatz- und Quartiermöglichkeiten als Ersatz vorzuhalten. 
Es sind 4 Nistkästen für Meisen und Sperlinge (z.B. Nistkasten „Alicante“ der Firma 
Vivara oder Art.-Nr. M2-27 der Firma Hasselfeldt) sowie 13 Ersatzkästen für Fleder-
mäuse (z.B. Fledermauskasten „Beaumaris“ Midi der Firma Vivara, Fledermaus-
Winterschlafstein oder der Fassadenflachkasten der Firma Strobel) vorzusehen. Er-
satzquartiere, die im Zuge von Gehölzentnahmen bereits aufgehängt wurden, sind 
anzurechnen. 
Die Standortwahl und Montage sämtlicher Ersatzquartiere ist durch eine fachkundige 
Person zu begleiten und zu dokumentieren. Eine regelmäßige Reinigung der Kästen 
ist über einen Zeitraum von mindestens 15 Jahren sicherzustellen. Gleiches gilt für 
die Wartung der Kästen und die Erfolgskontrolle der Maßnahmen durch ein zweijäh-
riges Monitoring. 
Details sind im Umweltsteckbrief unter Ziffer 7 festgelegt. 
 

  4.4 Vermeidungsmaßnahme zum Schutz der Fledermäuse bei Umbau des unter-
irdischen Gebäudebestande 

 Um die Auslösung der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG „Tö-
tungsverbot“ und nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG „Schutz der Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten“ für die nach BNatSchG geschützten Arten zu vermeiden, wird aus-
drücklich empfohlen, Umbau- und Sanierungsarbeiten am unterirdischen Gebäude-
bestand (Tiefkeller des Waldschlösschens) in der Zeit außerhalb der Schwärm- und 
Winterschlafphase von Fledermäusen vom 1. Mai bis 31. August durchzuführen. 
Bei einem nicht empfohlenen Beginn der Sanierungs- und Umbauarbeiten zwischen 
dem 1. September und dem 30. April ist zur Vermeidung der Auslösung der Ver-
botstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG „Tötungsverbot“ und nach § 44 
Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG „Schutz der Fortpflanzungs- und Ruhestätten“ eine ökologi-
sche Baubegleitung erforderlich. 
Details sind im Umweltsteckbrief unter Ziffer 7 festgelegt. 
 

  
4.5 Vermeidungsmaßnahme zum Schutz vor Vogelschlag 
 Die Schallschutz-Glaswand ist so zu gestalten, dass ein erhöhtes Tötungsrisiko von 

Vögeln durch Kollision vermieden wird. Es ist eine  

• mattierte Glasscheibe oder  

• eine Scheibe mit möglichst geringer Außenreflexion zu wählen. Zusätzlich 
sind auf der Glaswand mit geringer Außenreflexion dauerhafte Markierungen 
anzubringen (z.B. durch Sandstrahlen, Aufdrucken). Die Markierungen sind 
als Streifen– oder Punktmuster anzuordnen, die horizontal oder vertikal auf 
die Scheibe aufgebracht werden. Vertikale Linien sollten mind. 5 mm breit 
sein, bei einem Kantenabstand von 95 mm, sodass sich alle 10 cm eine Linie 
befindet. Horizontale Linien sollten 3 mm breit sein, bei einem Kantenabstand 
von 47 mm, sodass sich alle 5 cm eine Linie befindet.  

Details sind im Umweltsteckbrief unter Ziffer 7 festgelegt. 
 

5. Dachform, Dachaufbauten, Dachbegrünung 
  
5.1 Flachdächer sind zu begrünen. Flächige Ausfälle der Vegetation ab 5 m² sind zu er-

setzen. 
  
5.2 Dachflächen, auf denen Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie angeordnet 

sind, sind mit einer Dachbegrünung zu kombinieren. Diese Kombination kann flä-
chenmäßig übereinander (d.h. in Form einer extensiven Dachbegrünung, die durch-
laufend unter der jeweiligen Anlage zur Nutzung solarer Strahlungsenergie vorgese-
hen ist) oder flächenmäßig getrennt (d.h. in Form einer Anordnung der Anlage zur 
Nutzung solarer Strahlungsenergie neben der Dachbegrünung) erfolgen. 
In letztgenanntem Fall ist jedoch auf mindestens 60 % der grundsätzlich zu begrü-
nenden Dachflächen eine Dachbegrünung vorzusehen. Bei einer flächenmäßig ge-
trennten Kombination von Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie mit einer Dach-
begrünung ist eine durchwurzelbare Mindestgesamtschichtdicke von 0,10 m (ein-
schließlich Dränschicht) vorzusehen, in allen anderen Fällen von 0,20 m (einschließ-
lich Dränschicht). 

  
5.3 Aufgeständerte Solaranlagen (Thermische Solarkollektoren sowie Photovoltaik-

module auf der Dachfläche) sind nur bei begrünten Flachdächern bis zu einer Höhe 
von 1,0 m, gemessen von der Oberkante Attika, zulässig. 
Sie müssen zu Außenkante der Attika mindestens einem 1,0 m Abstand einhalten. 
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6 Stellplätze 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. mit § 12 BauNVO) 

  
6.1 Im urbanen Gebiet wird die Anzahl der notwendigen Stellplätze abweichend von dem 

in der Anlage 1 zur Stellplatzsatzung der Stadt Fulda in der Fassung vom 01.07.2018 
unter 1.4 für Wohngebäude mit mehr als 10 Wohneinheiten genannten Bedarf auf 
1 Stellplatz je Wohneinheit festgesetzt.  

  
6.2 Die Anzahl der Stellplätze wird abweichend von dem in der Anlage 1 zur 

Stellplatzsatzung der Stadt Fulda in der Fassung vom 01.07.2018 unter 6.1 für 
Gaststätten, Schank- und Speisewirtschaften, Cafés und Bistros u.a. genannten 
Bedarf auf 1 Stellplatz je 20 m² Gastraumfläche festgesetzt. 
Abweichend von Ziffer 6.3 für Hotels wird ein 1 Stellplatz je 5 Zimmer festgesetzt. 
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